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II. Textliche Festsetzungen

III. Hinweise
1. Denkmalschutz

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. 
Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Boden-
beschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus
erdgeschichtlicher Zeit, Fossilien) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt/
Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL Archäologie für Westfalen/Außenstelle Bielefeld
(Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.: 0521 380930-30; E-Mail: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org)
unverzüglich anzuzeigen.
Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher
freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehörde kann die Frist verlängern,
wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die
Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 DSchG NRW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer
sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler entdeckt werden,
kann angeordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Bodendenk-
mals sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener
Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 DSchG NRW).

2. Bodenschutz
Der bei Baumaßnahmen auf den Privatgrundstücken anfallende Bodenaushub ist möglichst weitgehend auf
dem Grundstück zu belassen, auf dem er anfällt.

3. Altlasten
Sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen festgestellt werden, ist die Untere
Abfallbehörde des Kreises Paderborn umgehend zu benachrichtigen. Die vorgefundenen Abfälle bzw. ver-
unreinigter Boden sind bis zur Klärung der weiteren Vorgehensweise gesichert zu lagern.

4. Artenschutz
Zur Vermeidung der Verbotstatbestände muss eine Begrenzung der Inanspruchnahme von Vegetations- 
beständen auf Zeiten außerhalb der Brutzeit (01. März bis 30. September) erfolgen.
Rodungs- und Räumungsmaßnahmen sämtlicher Vegetationsflächen sind dementsprechend nur zwischen
dem 01. Oktober und dem 28. Februar durchzuführen. Im Falle unvermeidbarer Flächeninanspruchnahme
außerhalb des genannten Zeitraums muss durch eine umweltfachliche Baubegleitung sichergestellt werden,
dass eine Entfernung von Vegetationsbeständen, insbesondere von Gehölzbeständen, nur durchgeführt 
wird, wenn diese frei von einer Quartiernutzung sind.

Die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materiallagerung etc.) sollen auf
vorhandenen befestigten Flächen oder zukünftig überbaute Bereiche beschränkt werden. Damit kann 
sichergestellt werden, dass zu erhaltende Gehölzbestände und Vegetationsbestände der näheren Umge-
bung vor Beeinträchtigung geschützt sind und auch weiterhin eine Funktion als Lebensraum übernehmen
können.

5. Immissionen
Aufgrund der Nähe zu landwirtschaftlichen Betrieben und zu landwirtschaftlich genutzten Flächen ist mit
gelegentlich auftretenden Staub-, Geruchs- und Lärmimmissionen zu rechnen. Die Immissionen sind orts-
üblich und hinzunehmen.

6. Fluglärm
Das Bebauungsplangebiet liegt innerhalb des An- und Abflugbereiches des Flughafens Paderborn-Lippstadt,
jedoch außerhalb der Lärmschutzbereiche gemäß Fluglärmgesetz. Auf bestehende und möglicherweise 
noch zunehmende Fluglärmbelastungen wird ausdrücklich hingewiesen. Details dazu sowie zum passiven
Schallschutz sind der Begründung zu entnehmen.

7. Die im Bebauungsplan in Bezug genommenen Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Gutachten, DIN-Vorschrif-
ten und sonstigen außerstaatlichen Regelwerke sind während der allgemeinen Dienststunden bei der Stadt
Büren, Abteilung IV, Stadtentwicklung, Königstraße 16, 33142 Büren, einsehbar.
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Geltungsbereich
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F/R

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans
gem. § 9 (7) BauGB

Art und Maß der baulichen Nutzung   gem.  §  9 (1) Nr. 1 BauGB

Allgemeines Wohngebiet
gem. § 4 BauNVO (i. V. m. textl. Festsetzungen Nr. 1, 2)

Zahl der zulässigen Vollgeschosse als Höchstmaß
gem. § 16 (4) BauNVO

Grundflächenzahl
gem. § 19 BauNVO (i. V. m. textl. Festsetzung Nr. 3)

Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche   gem.  § 16 (5)  BauNVO

offene Bauweise
gem. § 22 BauNVO

nur Einzelhäuser zulässig
gem. § 22 BauNVO

Baugrenze
gem. § 23 BauNVO

überbaubare Grundstücksfläche gem. § 23 (1) BauNVO
nicht überbaubare Grundstücksfläche gem. § 23 (1) BauNVO

Verkehrsflächen    gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

öffentliche Verkehrsfläche mit Straßenbegrenzungslinie
gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, hier: Fuß-/Radweg
gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

Flächen zum Anpflanzen und zum Erhalten von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen   gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB

Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern
gem. § 9 (1) Nr. 25 a BauGB  (i. V. m. textl. Festsetzung Nr. 10)

0,8 Geschossflächenzahl
gem. § 20 BauNVO

höchstzulässige Anzahl der Wohnungen je Einzelhaus (E) bzw. Doppelhaushälfte (DHH)
gem. § 9 (1) Nr. 6 BauGB

2 Wo/E
1 Wo/DHH

Grünfläche     gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB

private Grünfläche
gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB

Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

1. Allgemeines Wohngebiet 1 (WA 1) dient vorwiegend dem Wohnen.
Zulässig sind:

1. Wohngebäude,
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 

störende Handwerksbetriebe.
Die unter § 4 (2) Nr. 3 BauNVO aufgeführte allgemein zulässige Nutzungsart "Anlagen für kirchliche, kulturelle,
soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke" wird gem. § 1 (5) BauNVO ausgeschlossen. Darüber hinaus
werden die unter § 4 (3) Nr. 1 bis 5 BauNVO aufgeführten ausnahmsweise zulässigen Nutzungsarten gem.
§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO ausgeschlossen.

2. Allgemeines Wohngebiet 2 (WA 2) dient vorwiegend dem Wohnen.
Zulässig sind:

1. Wohngebäude,
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 

störende Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Es werden die unter § 4 (3) Nr. 1 bis 5 BauNVO aufgeführten ausnahmsweise zulässigen Nutzungsarten gem.
§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO ausgeschlossen.

Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

3. Bei der Ermittlung der Grundflächenzahl ist § 19 (4) BauNVO anzuwenden.
4. Die max. zulässige Traufhöhe (TH) gilt für Gebäude mit einer geneigten Dachkonstruktion (> 5° Dachneigung).

Bezugspunkt ist der Schnittpunkt des aufgehenden Mauerwerks mit dem äußersten Punkt der Dachkonstruk-
tion.
Die max. zulässige Gebäudehöhe (GH) gilt für Gebäude mit einem Flachdach (Dachneigung ≤ 5°). Bezugspunkt
ist der oberste Punkt der Dachkonstruktion (einschl. Attika).
Die max. zulässige Firsthöhe (FH) ist der oberste Punkt der Dachkonstruktion bei Gebäuden bei geneigtem
Dach (Dachneigung > 5°).
Sämtliche Höhenangaben erfolgen in Normalhöhennull (NHN).

Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche
gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB
5. Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO sind unter den dort genannten Voraussetzungen auch außerhalb

der Baugrenzen bzw. der überbaubaren Grundstücksfläche allgemein zulässig. Zur Straßenbegrenzungslinie ist
ein Mindestabstand von 3,00 m einzuhalten.

Regelungen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen
gem. § 9 (4) BauGB
6. Garagen und Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Ausnahmsweise

kann eine Überschreitung der seitlichen und rückwärtigen Baugrenzen um bis zu 1,50 m zugelassen werden.
Im festgesetzten WA-Gebiet ist je Baugrundstück eine Zufahrt mit einer maximalen Breite von 6,00 m zulässig.
Garagen und Carports müssen mindestens 5,00 m Abstand zur Straßenbegrenzungslinie der Erschließungs-
straße halten.

7. Im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind für die erste Wohnung zwei Stellplätze und für eine zweite
Wohnung mindestens ein weiterer Stellplatz auf dem jeweiligen Baugrundstück anzulegen. Im WA 2 - Gebiet ist
pro Wohnung ein Stellplatz anzulegen. Mehrere einer Wohnung zugeordnete Stellplätze dürfen ohne separate
Anfahrbarkeit hintereinander angelegt werden.

Gestalterische Festsetzungen   gem. § 9 (4) BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW

8. Die Vorgärten im Allgemeinen Wohngebiet sind zu mindestens 50 % wasseraufnahmefähig bzw. wasserdurch- 
lässig zu belassen oder herzustellen, zu begrünen, zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. Der Einbau von 
(Zier-) Schotter, Kies oder ähnlichen Materialien zur Gestaltung ist nicht zulässig.
Die befestigten Flächen für Garagen, Stellplätze, Zufahrten und Zugänge sowie Mülltonnenstandorte dürfen ma-
ximal 50 % des Vorgartenbereichs in Anspruch nehmen. Für die Befestigung der Vorbereiche der Garagen, der
Stellplätze, der Zufahrten und Zugänge sowie Mülltonnenstandorte sind wasserdurchlässige Materialien wie z.B.
Schotterrasen, Rasengittersteine oder versickerungsfähige Steine zu verwenden.
Beim Vorgartenbereich handelt es sich um den Grundstücksbereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie und
straßenseitiger Gebäudeflucht (Baugrenze). Bei Eckgrundstücken ist nur der Grundstücksstreifen entlang der
Gebäudefront des Gebäudeeingangs als Vorgarten zu bezeichnen.

9. Als Einfriedungen zu öffentlichen Flächen sind nur lebende Hecken aus Laubgehölzen sowie Maschendraht-
zäune und durchsehbare Metallgitterzäune in Kombination mit Hecken aus Laubgehölzen zulässig. Entlang
öffentlicher Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sind Einfriedungen maximal bis
einer Höhe von 1,00 m zulässig.

Das Anpflanzen und Erhalten von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen   gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB

10. Die Flächen sind mit standortgerechten heimischen Gehölzen der folgenden Pflanzliste zu bepflanzen:
Sträucher:
Weißdorn Crataegus monogyna Roter Hartriegel Cornus sanguinea
Waldhasel Corylus avellana Pfaffenhütchen Euonymus europaeus
Schlehe Prunus spinosa Kreuzdorn Rhamnus catharticus
Faulbaum Rahmnus frangula Hundsrose Rosa canina
Wein-Rose Rosa glauca Blaugrüne Rose Rosa rubiginosa
Silberweide Salix alba Salweide Salix caprea
Grauweide Salix cinerea Schwarzer Holunder Sambucus nigra
Traubenholunder Sambucus racemosa Gemeiner Schneeball Viburnum opulus
Gemeine Heckenkirsche Lonicera xylosteum
Gewöhnliche Traubenkirsche Prunus padus

Heister:
Feldahorn Acer campestre Spitzahorn Acer platanoides
Bergahorn Acer pseudoplatanus Erle Alnus glutinosa
Sandbirke Betula pendula Hainbuche Carpinus betulus
Rotbuche Fagus sylvatica Esche Fraximus excelsior
Vogelkirsche Prunus avium Stieleiche Quercus robur
Eberesche Sorbus aucuparia Winterlinde Tilia cordata

Die Gehölze sind zu erhalten und dauerhaft zu pflegen.

11. Innerhalb des Straßenraumes sind großkronige Laubbäume zu pflanzen. Die genaue Anzahl wird im Rahmen
der Straßenausbauplanung festgelegt.

12. Je abgeschlossene 250 m² Baugrundstück ist mindestens ein standortgerechter heimischer Obst-/Laubbaum in
der Qualität Hochstamm, Stammumfang mindestens 12 - 14 cm anzupflanzen. Die fachgerechte Anpflanzung ist
zeitnah nach der Bebauung der Grundstücksflächen vorzunehmen. Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten und
bei Abgang in der darauffolgenden Pflanzperiode gleichwertig zu ersetzen.
Artenvorschläge Laubbäume:
Feldahorn Acer campestre Bergahorn Acer pseudoplatanus
Stieleiche Quercus Robur Buche Fagus sylvatica
Echte Mehlbeere Sorbus aria Elsbeere Sorbus torminalis
Amberbaum Liquidambar styraciflua
Artenvorschläge Obstbäume:
Wildbirne Biesterfelder Renette
Goldparmäne Dülmener Rosenapfel
Kaiser Wilhelm Jakob Lebel
Gellerts Butterbirne Hauszwetschge
Schwarze Knorpelkirsche

13. Flachdächer und bis zu 15° geneigte Dächer sind mindestens extensiv mit einer Substratdicke von mindestens
10 cm zu begrünen und zu unterhalten. Die Bepflanzung ist mit einer artenreichen, standortgerechten Vegetation
aus Sedum, Kräutern und Gräsern vorzunehmen, fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.
Flächenhafte Ausfälle der Vegetation ab 5 m² sind gleichartig zu ersetzen. Das gilt auch für überdachte Stell-
plätze (Carports) und Garagen.
Die Kombination der Begrünung mit aufgeständerten Solaranlagen ist für Hauptgebäude zulässig.
Von der Vorschrift ausgenommen sind begehbare Dachterassen sowie Glas- / Belichtungsflächen und tech-
nische Einrichtungen / Anlagen.
Von der Pflicht zur Dachbegrünung ausgenommen sind die Dachflächen, auf denen Solar- und / oder Photo-
voltaikanlagen installiert sind.

Nutzung solarer Strahlungsenergie, insbesondere Photovoltaik
gem. § 9 (1)  Nr. 23 b BauGB
14. Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind die nutzbaren Dachflächen der Gebäude und bau-

lichen Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zu mind. 50 % mit Photovoltaikmodulen zur
Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solarmindestfläche).
Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann die hiervon beanspruchte Fläche auf die zu
realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden.

Naturschutzrechtliche Festsetzungen   gem. § 1a (3) Satz 2 BauGB i. V. m. § 9 (1a) Satz 1 BauGB

sowie Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft   gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB

15. Zum Ausgleich der mit dem geplanten Vorhaben einhergehenden Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft
ist im Zuge der Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen eine Biotopwertverbesserung um insgesamt 11.623
Biotopwertpunkten erforderlich.
Für den Nachweis des Kompensationsbedarfs steht die anerkannte Kompensationsfläche BU-012 in der Gemar-
kung Büren, Flur 10, Flurstück 42 zur Verfügung. Es handelt sich um eine Ackerfläche, die aufgeforstet wurde.

Topographische Geländeaufnahme; Höhen über NHN in Meter

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches   gem. § 9 (7) BauGB

und Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung   gem. § 16 (5) BauNVO

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
gem. § 16 (5) BauNVO

KATASTERVERMERK
Die Planungsunterlage entspricht hinsichtlich der
Flurstücke und Gebäuden  (............................. )
den Anforderungen der Planzeichenverordnung
1990.
Die Festlegung der städtebaulichen Planung ist
geometrisch eindeutig.

Paderborn, den .........................

Kreis Paderborn

Der Landrat
Amt für Geoinformation, Kataster und Vermessung

Im Auftrag

..........................................
Ltd. Kreisvermessungsdirektor

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS
Der Rat der Stadt Büren hat in seiner
Sitzung am 12.12.2024 die Aufstellung
dieses Bebauungsplanes gem. § 2 (1)
BauGB beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde am
12.12.2025 ortsüblich bekannt gemacht.

Büren, den ....................

..............................
Bürgermeister

FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG
Dieser Bebauungsplan hat mit Begründung
gem. § 3 (1)  und § 4 (1) BauGB in der Zeit
vom 15.12.2025 bis einschl. 21.01.2026
öffentlich ausgelegen.

Ort und Dauer der frühzeitigen Beteiligung
sind am 12.12.2025 ortsüblich bekannt
gemacht worden.

Büren, den ....................

..............................
Bürgermeister

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG
Dieser Bebauungsplan hat mit Begründung gem.
§ 3 (2) und § 4 (2) BauGB in der Zeit vom
.................. bis einschl. .................. öffentlich
ausgelegen.

Ort und Dauer der Auslegung sind am ..................
ortsüblich bekannt gemacht worden.

Büren, den ....................

..............................
Bürgermeister

Externe Kompensation (Gemarkung Büren, Flur 10, Flurstück 42)    (ohne Maßstab)

OFFENLEGUNGSBESCHLUSS
Die öffentliche Auslegung dieses
Bebauungsplanes mit Begründung
wurde gem. § 3 (2) BauGB vom Rat
der Stadt Büren am ...............
beschlossen.

Büren, den ....................

..............................
Bürgermeister

SATZUNGSBESCHLUSS
Der Rat der Stadt Büren hat in seiner
Sitzung am .................. über die ein-
gebrachten Stellungnahmen aus den
Beteiligungsverfahren nach § 1 (7)
BauGB beraten und den planungs-
rechtlichen Teil des Entwurfs dieses
Bebauungsplanes, bestehend aus der
Planzeichnung und dem Text gem. § 10
(1) BauGB als Satzung und die
Begründung und den Umweltbericht
dazu beschlossen.

Büren, den ....................

..............................
Bürgermeister

AUSFERTIGUNG
Dieser Bebauungsplan, bestehend aus
Planzeichnung und den Textlichen Fest-
setzungen, stimmt mit dem Satzungs-
beschluss des Rates der Stadt Büren vom
............... überein.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Büren, den ....................

..............................
Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG / INKRAFT-
TRETEN
Der Satzungsbeschluss ist gem. § 10
(3) BauGB am .................. ortsüblich
bekannt gemacht worden.
Mit der Bekanntmachung tritt dieser
Bebauungsplan gem. § 10 (3) BauGB
in Kraft.
Dieser Bebauungsplan liegt während
der allgemeinen Dienststunden zu
jedermanns Einsicht bei der Stadt-
verwaltung Büren aus.

Büren, den ....................

..............................
Bürgermeister

3,0

Rechtsgrundlagen
Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 22.12.2025 (BGBI. 2025 I Nr. 348) in der zurzeit geltenden Fassung.

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176) in der zurzeit geltenden Fassung.

Planzeichenverordnung (PlanZV) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBI. I 1991 S. 58), zuletzt
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBI. 2025 I Nr. 189) in der zurzeit geltenden Fassung.

Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen 2018 (BauO NRW 2018) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21.07.2018
(GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.10.2023 (GV. NRW. S. 1172) in der zurzeit geltenden
Fassung.

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung  vom 14.07.1994 (GV. NW. S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.07.2025 (GV. NRW. S. 618) in der zurzeit geltenden
Fassung.

Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (BekanntmVO)
i. d. F. der Bekanntmachung vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516), zuletzt geändert durch Ver- ordnung vom
05.11.2015 (GV. NRW. S. 741) in der zurzeit geltenden Fassung.

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBI. I S. 2585), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBI. 2025 I Nr. 189) in der zurzeit geltenden Fassung.

Anmerkung:
Die im Bebauungsplan in Bezug genommenen Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Gutachten, DIN-Vorschriften und
sonstige außerstaatliche Regelwerke sind während der Dienststunden bei der Stadt Büren, Sachgebiet Stadtent-
wicklung, Königstraße 16, 33142 Büren einsehbar.

TH max. maximal zulässige Traufhöhe
gem. § 16 BauNVO  (i. V. m. textl. Festsetzung Nr. 4)

FH max. maximal zulässige Firsthöhe
gem. § 16 BauNVO  (i. V. m. textl. Festsetzung Nr. 4)

GH max. maximal zulässige Gebäudehöhe
gem. § 16 BauNVO  (i. V. m. textl. Festsetzung Nr. 4)

Geltungsbereich B-Plan Nr. 12 "Niederfeld"

Geltungsbereich B-Plan Nr. 19 "Niederfeld II"

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig
gem. § 22 BauNVOED

Abflussrichtung des Niederschlagswassers bei Starkregenerreignissen

229.24
Straßenachse mit Ausbauhöhe
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